Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudisadie 1774 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 109. und 110. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, den 7. April 1960 
und Freitag, den 8. April 1960 

I. Geschäftsbereich des Presse- und Informationsamts 

der Bundesregierung 

Abgeordneter Werden die sogenannten Meinungsforschungs- 
Dr. Rutschke Institute (Allensbach, Emnid u. a.) in ihrer 

Arbeit aus Mitteln der Bundesregierung 
unterstützt, und gegebenenfalls in welchem 
Umfange? 

II. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Warum werden Kontingente russischer Mine- 
ralöl-Fertigwaren im Jahre 1960 halbjährlich 
ausgeschrieben, nachdem sie in den Jahren 
1958 und 1959 ganzjährig (d. h. die verein- 
barten Mengen insgesamt) ausgeschrieben 
wurden? 

Warum werden einerseits nur relativ gering- 
fügige Fertigwaren-Kontingente vereinbart, 
während auf der anderen Seite sehr hohe 
Rohöl-Kontingente verabredet worden sind, 
die in den vergangenen beiden Jahren sehr 
weitgehend nicht verwirklicht werden konn- 
ten? 

III. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Ist — nach den Mitteilungen der Landesjustiz- 
Dr. Arndt minister an das Bundesjustizministerium — 

sichergestellt, daß in allen Fällen, in denen 
konkret ein Verdacht des Totschlags in Be- 
tracht kommt, der Ablauf der Verjährungsfrist 
durch eine richterliche Handlung unterbrochen 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

IV. 1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die unhaltbaren 
Dewald Zustände bekannt, die bei den Sozialgerichten 

in der Erledigung von Rentenversicherungs- 
streitsachen bestehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß noch 
zahlreiche Streitfälle aus den Jahren 1957 und 
1958 anstehen — was eine Wartefrist von 
zwei Jahren und mehr für die Kläger bedeutet 
■ — und daß die Zahl der unerledigten Fälle 
immer größeren Umfang annimmt? 


Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 
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Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den berechtigten Interessen der Versicherten 
gerecht zu werden? 

IV. 2. Abgeordneter Wann kann mit dem Abschluß des Sozial- 
Büttner abkommens zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und Belgien gerechnet werden? 

Wenn in absehbarer Zeit mit einem Abschluß 
nicht zu rechnen ist, welche Hinderungsgründe 
bestehen, und ist der Herr Bundesarbeits- 
minister gemeinsam mit dem Herrn Bundes- 
außenminister bereit, für einen beschleunigten 
Abschluß Sorge zu tragen? 

IV. 3. Abgeordneter Liegen konkrete medizinisch-wissenschaftliche 
Büttner Unterlagen vor, wonach die Mehlstaublunge 

bei Mühlenarbeitern und Bäckern in das Ver- 
zeichnis der Berufskrankheiten aufgenommen 
werden kann ? 

Falls solche Unterlagen nidit vorliegen, ist 
die Bundesregierung bereit, diese so bald 
wie möglich erstellen zu lassen? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

V. 1. Abgeordneter Ist der Herr Bundespostminister bereit, die 
Felder seit längerer Zeit in Südbayern gebräuchlichen 

neuen und zweckmäßigen Abrechnungsformu- 
lare für die Fernsprediteilnehmer auch für den 
Bereich der Oberpostdirektion Nürnberg zu 
übernehmen? 

V. 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost die 
Dr. Bücher Versendung unverpackter Hotelzimmerschlüs- 

sel, wie sie in vielen Ländern möglich ist, 
nicht gestattet, und falls ja, warum? 

V. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Faller die Bereinigung der Telefonbücher so weit 

gehen darf, daß die Fernsprechteilnehmer 
einer Stadt mit 17 000 Einwohnern nur noch 
unter dem Verzeichnis der Nachbarstadt mit 
30 000 Einwohnern zu finden sind, wie das in 
der Stadt Weil (Rhein) beabsichtigt ist? 

VI. Geschäftsbereidi des Auswärtigen Amts 

VI. 1. Abgeordneter Ist es wahr, daß das von der Bundesregierung 

Schmidt mit der englischen Stationierungsmacht ausge- 

(Hamburg) handelte sogenannte Zusatzabkommen „Lüne- 

burg-Soltau“, das dem Bundestag bisher noch 
nicht vorgelegt worden ist, vorsieht, daß die 
seit 1946 ohne irgendeine Rechtsgrundlage 
von der Stationierungsmacht benutzten Flächen 
des Vereins Naturschutzpark im Bereiche der 
Lüneburger Heide in Zukunft der Stationie- 
rungsmacht „zur ständigen Benutzung . . . auch 
ohne Einwilligung des Berechtigten" verfüg- 
bar gemacht werden? 
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VI. 2. Abgeordneter Wenn nach der Antwort der Bundesregierung 
Dr. Menzel in der Fragestunde vom 7. Februar 1957 

(S. 10 875 B des stenographischen Berichts) 
fast jeder zehntausendste Telefonanschluß in 
der Bundesrepublik von den Alliierten abge- 
hört wird und zur Zeit 5,4 Mio Fernsprech- 
anschlüsse bestehen, trifft es dann zu, daß zur 
Zeit immer noch rd. 500 Teilnehmer einer 
alliierten Telefonkontrolle unterliegen? 

Worauf stützt sich dieses Recht der Alliierten, 
nachdem feststeht, daß der Artikel 5 des Ver- 
trages über die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Drei 
Mächten (Deutschlandvertrag), von dem die 
Bundesregierung bisher glaubte, daß er die 
Überwachung der Alliierten rechtfertige, nur 
für den Verteidigungsfall gilt, daß aber zur 
Zeit kein Verteidigungsfall (Artikel 59a GG) 
gegeben ist? 

VI. 3. Abgeordneter Trifft die Meldung in der „Frankfurter All- 
Dr. Stoltenberg gemeinen Zeitung" vom 14. März 1960 zu, daß 
die Botschaft der Bundesrepublik in Ghana 
erst zwei Wochen nach der Veröffentlichung 
von Falschmeldungen in der gesamten Presse 
des Landes über die angebliche deutsche Be- 
teiligung an dem französischen Atombomben- 
versuch ein Dementi abgegeben hat? 

Welche Gründe führten zu einer so späten 
Richtigstellung, obwohl ein zuständiges Re- 
ferat für Pressefragen in der Botschaft vor- 
handen ist? 

VI. 4. Abgeordneter Hat das Auswärtige Amt die deutsdien Kon- 
Dr. Arndt sulate angewiesen, den Staatsangehörigen des 

Staates Israel Visen nur zu erteilen, wenn sie 
eine Aufenthaltsgenehmigung der Behörde 
der deutsdren Orte vorweisen können, die 
sie zu besuchen gedenken ? 

Sind hierbei zwar Beamte des Staates Israel, 
die im Aufträge ihrer Behörde reisen, ferner 
Wissensdiaftler und Kaufleute bei beruflichen 
Reisen und Wiedergutmachungsberechtigte, 
die bei den Entschädigungsbehörden vor- 
sprechen wollen, ausgenommen, aber nur mit 
der Maßgabe, daß sie eine schriftliche Be- 
stätigung über den Zweck ihrer Reise vor- 
legen, Fahrkarten auch für die Rückfahrt 
nachweisen und eine Bestätigung eines Reise- 
büros besitzen, daß sie im Falle eines Ver- 
lustes der Rückfahrkarte auf Kosten des Reise- 
büros zurücktransportiert werden? 


VIL Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

VII. 1. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Erklärung, die 
Dr. Bücher der Herr Bundesverkehrsminister im Bulletin 

vom 19. März 1960 abgegeben hat 
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a) hinsichtlich ihres Inhalts, daß nämlich Mei- 
nungsäußerungen des Bundestages zu den Ab- 
messungen der Lastkraftwagen für ihn ohne 
Bedeutung sind, und 

b) hinsichtlich des Tones, dessen er sich dem 
Deutschen Bundestag gegenüber bedient? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß ihr als Verhandlungspartner über 
den Gesetzentwurf für ein Bundesrundfunk- 
gesetz Mitglieder von Landesregierungen 
gegenübertreten bzw. an der Ausarbeitung 
von Gegenvorschlägen maßgeblich beteiligt 
sind, die seit Jahren wichtige Positionen in 
den Aufsichtsräten oder im Gesellschafter- 
kreis der privatwirtsdiaftlich betriebenen 
Werbefernsehgesellschaften der Länderrund- 
funkanstalten einnehmen oder bis jetzt ein- 
genommen haben ? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß diese Persönlidikeiten auf Grund ihrer 
Funktionen pflichtgemäß um die Förderung 
dieser Werbefernsehgesellsdiaften der Län- 
derrundfunkanstalten bemüht sein müssen 
und daß deshalb ihre unabhängige Mit- 
wirkung an einer gesetzgeberisdien Neu- 
ordnung oder staatsvertraglichen Regelung 
der Rundfunkfragen, v/ie sie im Entwurf des 
Bundesrundfunkgesetzes vorgeschlagen wor- 
den sind, problematisch erscheint? 

VII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach Erledigung der 
Dr. Werber Saarfrage bereit, von ihrer Erklärung, die 

sie am 12. Dezember 1957 vor dem Deut- 
schen Bundestag abgegeben hat, abzuweichen 
und einen Gesetzentwurf über einen Volks- 
entscheid in Baden-Württemberg gemäß 
Artikel 29 Abs. 3 GG vorzulegen, wenn die 
gebildete Sachverständigenkommission ihre 
Arbeiten beendet hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen solchen 
Gesetzentwurf dem Bundestag so rechtzeitig 
vorzulegen, daß die Abstimmung nodi im 
Jahre 1960 stattfinden kann? 


Vlll. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VIII. 1. Abgeordneter Wie weit ist die im Allgemeinen Kriegs- 
Dr. Wahl folgengesetz ausdrücklich vorbehaltene Ent- 

schädigungsregelung für die durch den Ver- 
lust ihres Auslandsvermögens betroffenen 
Personen vorbereitet, und wann kann mit 
einer solchen Vorlage gerechnet werden? 

Sollte man nicht wenigstens für die in hohem 
Lebensalter stehenden Personen eine Rege- 
lung vorwegnehmen, auch über die bisher 
allein vorgesehenen Härtefälle hinaus? 


VII. 2. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 
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VIIL 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß ein Patient für ein im Aus- 

Corterier land erworbenes Medikament, das er auf 

Grund eines Rezeptes eines ausländischen 
Arztes zur Wiederherstellung seiner Gesund- 
heit dringend benötigt, beim Grenzübertritt 
Zoll bezahlen muß? 

VIIL 3. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung, daß dem früheren 

Dr. Menzel Leiter der Deutschen Presseagentur jetzt wis- 

senschaftlich-historisches Material vorenthal- 
ten wird, das ihm am 23. September 1959 aus 
dem Lehrkörper der Technischen Hochschule 
in Dresden auf seinen Wunsch übersandt 
wurde und das über das seinerzeitige sächsi- 
sche Kabinett Zeigner berichtet? 

Worauf stützt die Bundesregierung solche 
Maßnahmen, und warum wurde der Empfän- 
ger nicht einmal von dieser „Vorenthaltung" 
unterrichtet? 

VIIL 4. Abgeordneter Wann und wie beabsichtigt die Bundesre- 

Margulies gierung, eine Regelung für die Liquidation 

des früheren deutsdi-schweizerischen Ver- 
rechnungsverkehrs zu treffen? 

VIIL 5. Abgeordneter Warum kann der Fall des am 28. Januar 1946 

Dewald von einem amerikanischen Soldaten auf der 

Autobahn in der Nähe von Hypoltstein in 
Mittelfranken in seinem Kraftwagen er- 
schossenen Lebensmittelgroßhändlers Alois 
Oberle aus Aschaffenburg nidit zum Absdiluß 
gebracht werden? 

Ist es riditig, daß in dieser Angelegenheit, 
die zur Zeit vom Amt für Verteidigungs- 
lasten in Nürnberg unter dem Gesdiäfts- 
zeichen VL 082118 IV BSA 888 behandelt 
wird, bereits eine Vereinbarung auf Gewäh- 
rung einer Rente bestand, die am Widerspruch 
des' ;Bundesfinanzministeriums scheiterte?^ 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um in diesem seit 14 Jahren schwebenden 
Fall endlich eine rechtlidie Klärung herbei- 
zuführen oder im Wege des Härteausgleichs 
zu helfen ? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

IX. 1. Abgeordneter Warum hat das Bundesverteidigungsministe- 

Schmidt rium sich nicht in der Lage gesehen, für die 

(Hamburg) Teilnahme von Soldaten an der von der Evan- 

gelischen Akademie Loccum für den 12. bis 
16. März geplanten und voll vorbereiteten 
Tagung „Gewerkschafter und Soldaten" recht- 
zeitig die am 2. Februar 1960 durch die Aka- 
demie erbetene Genehmigung auszusprechen, 
so daß die geplante Tagung abgesagt werden 
mußte? 
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IX. 2. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat das Bundesvertei- 

Bauer (Würzburg) digungsministerium unlängst die Teilnahme 
von Offizieren an einer unter das Thema 
„Gewerkschaftler — Soldaten“ gestellten Ta- 
gung der Evangelischen Akademie Loccum 
kurz vor Beginn abgesagt? 

IX. 3. Abgeordneter Hat der Herr Bundesverteidigungsminister 

Jahn (Marburg) die in der Öffentlichkeit erörterte Behauptung 
dementiert, daß er im Zusammenhang mit dem 
Strafverfahren gegen den Bundestagsabgeord- 
neten Dr. Zimmermann zwar nicht bei dem 
bayerischen Justizminister, aber bei Münch- 
ner Justizbehörden vorgesprochen habe? 

Sollte die Behauptung noch nicht dementiert 
sein, warum ist ein Dementi bisher unter- 
blieben? 

Sind solche Gespräche mit Münchner Justiz- 
behörden geführt? 

Mit welchen Stellen? 

In welchem Sinne? 

IX. 4. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Gramer die Schiffsströme der Nordsee und der Ostsee 

von den noch aus dem letzten Kriege her- 
rührenden Minen freizumachen? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit der NATO 
zu verhandeln, damit deren Minenräumver- 
bände mit der Aufgabe betraut werden, die 
Seegebiete vor den Küsten minenfrei zu 
machen? 

X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

X. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 

Freiherr den 28 Seeleuten, die allein im Januar und 

von Mühlen Februar d. J. beim Untergang deutscher Han- 

delsschiffe in den Winterstürmen ertranken, 
eine größere Anzahl hätte gerettet werden 
können, wenn die Besatzung nicht nur auf die 
bisher üblichen festen (hölzernen) Rettungs- 
boote angewiesen gewesen wäre, sondern 
über bereits erprobte und bewährte Rettungs- 
mittel, wie Schlauchboote u. ä., verfügt hätte, 
die sehr große Sicherheit bieten? 

Ist die Bundesregierung deshalb bereit, aus 
der technischen Entwicklung auf dem Gebiet 
der Rettungsmittel die Konsequenzen zu zie- 
hen, sich bei der Revision des Internationalen 
Schiffssicherheitsvertrages von 1948 (BGBl. 
1953 II S, 603), die für dieses Jahr vorgesehen 
ist, für eine Modernisierung der Regeln über 
Rettungsmittel einzusetzen und bis dahin die 
Mitführung von Schlauchbooten modernen 
Typs zusätzlich zu den bisher vorgeschriebe- 
nen festen Rettungsbooten durch Verordnung 
zur Pflicht zu machen? 
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X. 2. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister in den 

Ritzel bereits vorgetragenen und in den noch zu 

erwartenden Fällen bereit, durch geeignete 
Verhandlungen drohende Stillegungen von 
Nebenbahnen so lange zu verhindern, bis die 
für die Umlegung des Verkehrs benötigten 
öffentlichen Straßen in einen Zustand versetzt 
worden sind, der es erlaubt, die mit der Still- 
legung des Personen- und Güterverkehrs auf 
die Straße zukommende Mehrbelastung wirk- 
lich zu verantworten? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
dafür zu sorgen, daß den Verkehrsteilnehmern 
durch die Verweisung von der Schiene auf die 
Straße keine Mehrbelastung entsteht? 

X. 3. Abgeordneter Ist es richtig, daß das Teilstück der Deutschen 

Folger Alpenstraße, die sogenannte Walchenstraße, 

nach dreijähriger Bauzeit seit Herbst 1959 
fertig ist, aber dem Verkehr noch nicht über- 
geben werden konnte, weil sie auf einer 
Strecke von ungefähr 300 m über österreichi- 
sches Gebiet führt, ohne daß vorher die erfor- 
derlichen Zollformalitäten mit der österreichi- 
schen Regierung vereinbart wurden? 

Wann wurden die Verhandlungen darüber 
begonnen, und wann werden sie voraussicht- 
lich beendet sein, so daß die fertige Straße 
auch benützt werden kann? 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Straßenbauer trotz der langen Bauzeit 
und trotz der technischen Schwierigkeiten 
schneller fertig waren als die Diplomaten? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn 
eine 34 seitige, engbedruckte Vorschrift mit 
Einzelanweisungen für Reinemachefrauen er- 
lassen hat? 

X. 5. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt dürfte nach Ansicht 

Bauer (Würzburg) des Bundesverkehrsministeriums die Elektri- 
fizierung der dafür in den nächsten Jahren 
vorgesehenen Bundesbahnstrecken Würzburg- 
Treuchtlingen, Treuchtlingen-Ingolstadt sowie 
Gemünden-Jossa vollendet sein, und besteht 
die Absicht, diese Elektrifizierungspläne der 
Deutschen Bundesbahn wirksam zu fördern? 

X. 6. Abgeordnetei Hält der Herr Bundesverkehrsminister die 

Berberich langsame Aushöhlung des Bestandes des Bun- 

desbahnbetriebswerkes Lauda durch Verlage- 
rung der Aufgaben und Versetzung von Per- 
sonal mit den Bestrebungen der Bundesregie- 
rung für eine Förderung der Wirtschaftskraft 
von Notstands- und Fördergebieten für ver- 
einbar? 

Warum wird in Lauda die Einstellung von 
Lehrlingen ab 1, April 1960 nicht mehr geneh- 
migt, obwohl hier die Auswahl von Bewer- 


X. 4. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
(Ludwigshafen) 
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bern noch möglich ist und in anderen Lehr- 
werkstätten der Bundesbahn die nötigen Lehr- 
linge nicht mehr zu finden sind? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
bei der Deutschen Bundesbahn darauf hinzu- 
wirken, daß das Betriebswerk Lauda wenig- 
stens in dem Umfang von heute erhalten 
bleibt? 

XI. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

XL 1. Abgeordneter Wie viele einheimische evakuierte Familien 

Baur (Augsburg) oder Einzelbürger sind seit Erlaß des Bundes- 
evakuiertengesetzes in die ehemaligen Wohn- 
gemeinden zurückgeführt worden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
einheimische Evakuierte noch nicht in ihre 
ehemaligen Wohngemeinden zurückkehren 
konnten? 

Wieviel Wohnungen gemäß Bundesevakuier- 
tengesetz sind seit dieser Zeit aus Bundes- 
mitteln errichtet worden — pro Jahr seit 1950 
oder 1951? 

XL 2. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesvertriebenenmini- 

Rademacher ster unter Bezugnahme auf Seite 348 Amt- 

liches Handbuch des Deutschen Bundestages: 

Wann und durch welche Instanz wurden Sie 
1943 zum Tode verurteilt, und wann und 
durch welche Instanz wurde diese Todesstrafe 
aufgehoben? 

XL 3. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die in ihrer Antwort 

Rehs auf meine Anfrage vom 3. Dezember 1959 er- 

wähnte Prüfung abgeschlossen, und welche 
Maßnahmen sollen nunmehr getroffen wer- 
den, um die Not der Vertriebenen zu lindern, 
die den Anwesenheitsstichtag vom 31. Dezem- 
ber 1952 bzw. 31. Dezember 1954 versäumt 
haben? 

XL 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Reitzner der Hilfsmaßnahmen im Weltflüchtlingsjahr 

die Altvertriebenen- und Ausländerflücht- 
lings-Lager raschestens aufzulösen? 


Bonn, den 1. April 1960 
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